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Der Landverbrauch in Luxemburg hat
unverantwortliche Ausmaße angenom-
men: 1,5 ha werden pro Tag durch
immer neue Industriezonen, Lotisse-

 und Straßen zubetonniert. Seit
1950 wurden 18.000 ha (180 km2)
Land verbraucht. Die Zersiedlung des
Raumes, die Zentralisierung der Aktivi-
täten auf den Siedlungsraum um die
Hauptstadt sowie auch die Stadtflucht
gehen ungehemmt weiter.

Eine Diskussion zum Thema  e
Letzeburg fir  die seit Jahren
von den Umweltschutzorganisationen
gefordert wird, hat trotz der Annahme
einer entsprechenden Motion in der
Abgeordnetenkammer bis heute nicht
stattgefunden.

Mit Ausnahme der Entwicklung im
Bereich der Naturparke hat die Lan-
desplanung es in der vergangenen
Legislaturperiode nicht
konkrete Schritte zu einer bewußteren

Entwicklung der verschiedenen Regio-
nen in die Wege zu leiten. Der Vielzahl
an Studien (z.B. Regionalpläne) ist, mit
wenigen Ausnahme, kein Dialog mit
Gemeinden und Bürgern gefolgt. Vor
Ort geschieht konkrete Landesplanung
in erster Linie durch die sektoriellen
Ministerien, insbesonders das Stras-
senbau- bzw. Wirtschaftsministerium
(Bau von Autobahnen / Industriezonen)
sowie durch Baupromotoren.

Ansätze von «unten» lassen jedoch
hoffen, daß sich eine verstärkte
Bewußtseinsbildung breitmacht: neue
Formen von regionaler Zusammenar-
beit zwischen Gemeinden, aber auch
zwischen Staat und Gemeinden, ver-
wirklichen sich, wie z.B. in der Natur-
parkregion Obersauer bzw. im Kanton
Redingen. Aufgrund der Initiativen im
Bereich der Dorfentwicklung ist in einer
Reihe von Gemeinden / Regionen eine
gewisse Aufbruchstimmung zu ver-
zeichnen.
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und Stadtentwick-
 kretes Arbeitsfeld

für die Landesplanung
Wer der Landesplanung auch weiterhin
nur die Ausarbeitung theoretischer Pläne
überlassen, ihr jedoch keine finanziellen
Mittel (z.B. zur Förderung von regionalen
Projekten), zugestehen will, braucht sich
nicht über deren Stellenwert zu wundern.

Die Schaffung eines Regionalfonds, der
u.a. auch Gelder für Dorf- und Stadtent-
wicklung bereitstellen sollte, ist überfäl-
lig. Die Federführung eines solchen
Fonds sollte die Landesplanung, in
enger Absprache mit den anderen Mini-

 übernehmen.

Daß die wenigen Beamten, die sich mit
regional- und landesplanerischen Aufga-
ben abgeben, in wenigstens drei ver-
schiedenen Ministerien angesiedelt sind,
ist ohne Zweifel grotesk. Wäre es im
Sinne einer höheren Effektivität nicht
angebracht, die Dorfentwicklung (zur
Zeit Landwirtschaftsministerium), die
Stadtentwicklung (zur Zeit Urbanismus-
/Innenministerium) und die Landespla-
nung zu einer wirksamen Dienststelle in
einem Ministerium (der Landesplanung)
zusammenzuführen? Ein solches Vorge-
hen hätte auch den unbestreitbaren Vor-
teil, theoretisches Planen und Umset-
zung vor Ort - im Dialog mit Gemeinden
und Bürgern - endlich in einer Hand zu
vereinen.

Parallel zu einem solchen mutigen
Schritt würde man sich zusätzlich wün-
schen, daß endlich die drei wesentlichen
Gesetze, die in Luxemburg die Nutzung
des Raumes maßgeblich bestimmen,
aufeinander abgestimmt bzw. reformiert
würden: das Gesetz von  betreffend
die Bebauung der Ortschaften, das
Naturschutzgesetz und das Gesetz über
die Landesplanung. Auf diese Weise
könnten die gesamten Genehmigungs-
prozeduren, sowohl für die Gemeinde-
verantwortlichen als auch die Bürger,
transparenter gestaltet werden.

Regionale Gemeindever-
bände als Dialogpartner

Um endlich einer ziellosen Bebauung
unseres Landes Halt zu gebieten und
u.a. auch die verfügbaren Mittel rationel-
ler einzusetzen, müssen wir von einer

 einzelner Gemein-
den bzw. Ministerien zu einem vernetz-

ten gemeinsamen Vorgehen gelangen.

In seiner Broschüre  eng ekologesch
Gemengepolitik» (1993) hat der Mouve-

 Ecologique diesbezüglich konkrete
Vorschläge unterbreitet (S. 24-37): die
Schaffung von  Zusam-
menschlüssen von Gemeinden
regionaler Ebene (z.B. Kanton) ist die
Voraussetzung für eine bewußtere
Gestaltung und Entwicklung unseres
Landes.

Nur wenn die Gemeinden (Interessen-
gruppen, Bürger) einer Region das
Gefühl haben, ihren Teil der Verantwor-
tung für die Gesamtentwicklung einer
Region mittragen zu  wird sich -
wie das  in der Obersau-
erregion beweist - eine Zukunftsperspek-
tive ergeben, die von allen getragen
wird.

Voraussetzungen sind ohne Zweifel eine
Festlegung der kommunalen, regionalen
und nationalen Aufgabenfelder und die
Schaffung finanzieller Anreize für die
regionale  bestimmte
Aktivitäten sollten nur noch vom Staat
unterstützt werden, wenn sie einen
regionalen Charakter besitzen.

Die Entscheidungsprozeduren müssen
jedoch transparent und demokratisch
bleiben: eine Reform des Syndikatsge-
setzes bzw. eine Demokratisierung des
Landesplanungsgesetzes drängen sich
auf.

An der Schwelle des 21 Jahrhunderts gilt
es verstärkt die Zusammenarbeit auf der
Ebene der Grenzregionen auszubauen
und damit auch die Bürger bzw. Interes-
senverbände einzubeziehen.

Von der Dorf- zur Stadtent-
I wicklung

Es ist bedauerlich, daß im Laufe der letz-
ten Legislaturperiode die Möglichkeit des
(neugeschaffenen) Urbanismusministeri-

 (zuständig für Stadtentwicklung)
nicht ausgeschöpft wurden. Neben der
Schaffung von neuem, sozial erschwing-
lichen Wohnraum, erscheint es in der
Tat dringend, eine Revitalisierung der
Stadtzentren (z.B. in der Minetteregion),
aber auch eine verstärkte Förderung der
Entwicklung der verschiedenen Viertel
innerhalb einer Stadt voranzutreiben.

Der Mouvement Ecologique ist über-
zeugt, daß analog zu den 65 ländlichen
Gemeinden, die sich an der Dorfentwick-
lungsidee beteiligen, die Mehrheit der

städtischen Gemeinden an gezielten
Projekten auf ihrer Ebene interessiert
wären.

Zu diesem Zweck wäre es sinnvoll, den
«Fonds de  zu einem «Fonds
de  urbain et de

 auszubauen und u.a. das Gesetz
über die Hilfen zum Wohnungsbau vom
25. Februar  zu reformieren.

Es kann und darf jedoch nicht so sein,
daß auf lokaler Ebene überall das Rad
neu erfunden werden soll: verstärkt soll-
ten regionale Veranstaltungen zur Wei-
terbildung und zum Erfahrungsaus-
tausch allen Bürgern offen stehen, die in
der Stadt- und Dorfentwicklung mithelfen
wollen.

Dabei sollte nicht nur an Verbesserun-
gen der Infrastrukturen gedacht werden
(Verkehrsberuhigung, sozialer Woh-
nungsbau, Erhalt und Sanierung der
alten  sondern verstärkt
Fragen des Zusammenlebens der Men-
schen sowie ihrer sozialen und wirt-
schaftlichen Voraussetzungen in den
Dörfern und Vierteln aufgeworfen wer-
den.

Eine Vision für Luxemburg
im Jahre 2000!

Bei allem wünschenswerten Dialog zwi-
schen Staat und Gemeinden braucht
unser Land jedoch auch eine Vision für
die weitere Entwicklung unseres Landes,
die auf eine Reihe grundsätzlicher Fra-
gen Antwort gibt, so u.a.

- welche Zukunftsvision hat unser Land
über das Jahr 2000 hinaus?
- welche Wirtschaftsentwicklung im Rah-
men der ökologischen Grenzen streben

 an?
- welche Zusammenarbeit kann (z.B. in
punkto Arbeitsplätze) mit den Grenzre-
gionen erfolgen?
- ist eine weitere Zunahme der Einwoh-
nerzahl unseres Landes sinnvoll?
- wie kann das Luxemburger Sozialsy-
stem auf Dauer sichergestellt werden?

Die Diskussion über die Optionen dieses
Leitbildes muß letztlich von den Volks-
vertretern besiegelt werden, in der Abge-
ordetenkammer!

Nur so wird es möglich sein, die Frage
nach dem  e  fir
aus den Aktenordnern in die große
Öffentlichkeit zu zerren.

Der Staat muß jedoch auch selbst für die
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Umsetzung einer solchen Vision einste-
hen: wenn ein Begriff wie «Dezentralisie-
rung» keine Leerformel bleiben soll,
dann müssen auch staatliche Dienststel-
len, wie z.B. die Forstverwaltung, die
technischen Dienste der Landwirt-
schaft... dezentral angesiedelt werden!

Rolle des Staates muß auch sein, den
Rahmen für die Regionalplanung zu set-
zen: Tabuzonen (Landschaftsschutzge-

biete, Überschwemmungsgebiete, zu
schützende landwirtschaftliche Böden,
Trinkwasser-Schutzzonen usw.) sollten
ebenso in Vorschlag gebracht werden,
wie z.B. ein sektorieller Plan für Gewer-
bezonen.

Und wenn dem Allgemeinwohl ein Pri-
mat gegenüber privatwirtschaftlichen
Interessen erhalten werden soll, muß die
Sozialpflichtigkeit des Privateigentums

stärker zum Tragen kommen. In diesem
Sinne fordert der Mouvement Ecologique
kurzfristig eine gesetzliche Klärung der
Entschädigungsfrage bei Auflagen oder
Einschränkungen von Nutzungsrechten
im Rahmen staatlicher oder gemeindeei-
gener Planungen (z.B. Beschneiden
eines Bebauungsplanes, Festlegen von
Überschwemmungsgebieten).

18. Zusammenlegung der Kompe-
tenzen in den Bereichen Landespla-
nung, Dorfentwicklung und Stadtent-
wicklung in einem einzigen Ministeri-
um.

19. Harmonisierung der Gesetze
betreffend den Urbanismus (1937),
die Landesplanung (1974) und den
Naturschutz

20. Fördern von interkommunalen
Strukturen der Zusammenarbeit von
Gemeinden.

21. Verwirklichung von konkreten
Maßnahmen im Bereich der Stadt-
entwicklung - Ausbau des «Fonds de

 zu einem «Fonds de
 urbain et de

22. Maßnahmen zur Dezentralisie-
rung der Arbeitsplätze.

23. Ausarbeitung eines sektoriellen
Planes betreffend Industrie- und
Gewerbezonen.

Forderungen
des Mouvement

Ecologique
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Auch am Ende dieser Legislaturperio-
de kann von einer Trendwende in
Sachen Verkehrspolitik keine Rede
sein. 50 km Autobahn (!) will der Bau-
tenminister während seiner Amtszeit
geschaffen haben, eine wahrlich stolze

 welche eindeutig die Prioritä-
ten dieser Regierung in Sachen Ver-
kehrspolitik unterstreicht. Außerdem
stehen noch weitere angedrohte Mam-
mutprojekte (Nordstraße, Saarauto-
bahn) auf der Tagesordnung, indessen
die öffentlichen Verkehrsmittel vor sich
hin vegetieren.

Die Nationale Eisenbahngesellschaft
(CFL) steckt in einer besorgniserregen-
den finanziellen Krise, wichtige Investi-
tionssummen wurden vor kurzem
gestrichen. Erste Ergebnisse der vom
Staat und der Gemeinde Luxemburg in
Auftrag gegebenen Studie über ein
neues Transportmittel für den Groß-
raum Luxemburg liegen auf dem Tisch
und zeigen deutlich auf, daß eine
moderne Stadtbahn, ähnlich dem
Karlsruher Modell, am besten geeignet

ist, um bestehende Verkehrsprobleme
zu lösen.

Trotz dieser Resultate weigern sich die
politisch Verantwortlichen im Moment
diese Schlußfolgerungen ernst zu neh-
men und setzen ihre autoorientierte
Politik fort. Dabei zeigen alle bisher
durchgeführten Anstrengungen
Bereich der öffentlichen Transportmit-
tel, daß die Bürger sehr wohl ein bes-
seres Angebot nutzen wollen und
bereit sind, auf das Auto zu verzichten,
wenn die Rahmenbedingungen für
öffentliche Transportmittel stimmen. All
jene Anstrengungen werden aber son-
der Zweifel durch den Bau von neuen
Straßen wieder zunichte gemacht.

Nur eine Verkehrspolitik, die darauf
hinzielt, den individuellen Verkehr ein-
zuschränken und die anderen Ver-
kehrsmittel zu bevorteiligen, kann eine
Verminderung des Verkehrsaufkom-
mens und eine Verbesserung der
Lebens-, Wohn- und Umweltqualität
erbringen.
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l Verst
Eiqer
Verstärkte politische
Eigenständigkeit des
Transportministeriums

Als außenstehender Beobachter gewinnt
man den Eindruck, dem Bautenministeri-
um komme eine viel größere Wichtigkeit
zu, als dem Transportministerium. Die
Zahlen sprechen für sich: über 1.100
Mitarbeiter zählt allein die Straßenbau-
verwaltung!

Die Trennung der ministeriellen Doppel-
kompetenz für das Bauten- und Trans-
portministerium und ein entsprechend
verstärkter Stellenwert des Transportmi-
nisteriums sind die Voraussetzung für
eine Ökologisierung der Verkehrspolitik.

l Einfü
Steuc
Einführung einer Oeko-
Steuer für Benzin und Die-
sel

Autofahrer wissen selten, was ihr Fahr-
zeug sie wirklich kostet, ganz zu schwei-
gen von den gesellschaftlichen - bislang
ungedeckten - Folgekosten des Straßen-
verkehrs: Unfälle, Umweltschäden,
Lärmemissionen, Gesundheitsbelastun-
gen, erheblicher Flächenverbrauch.
Gemäß wissenschaftlichen Studien wer-
den die Folgekosten für die Gesellschaft
auf mindestens  geschätzt.
Würde man in diesem Fall marktwirt-
schaftliche Grundsätze, oder das Verur-
sacherprinzip, anwenden und diese
externen Kosten in den Benzinpreis ein-
schliessen, so müßte der Benzinpreis
etwa 50 -  betragen! Diese reel-
len Preise werden in Luxemburg beson-
ders sträflich verletzt: Luxemburg hält
eisern daran fest, einen der billigsten
Benzinpreise in der EG zu verbuchen
und unsere Nachbarländer in frappieren-
der Weise zu unterbieten. Abgesehen
vom «positiven» Image, welches dieses
Schmarotzertum uns bei den Nachbar-
ländern beschert, ist diese Vorgehens-
weise weder ökologisch, noch aus sozia-
ler und gesundheitspolitischer Sicht, ver-
tretbar. Eine Benzinsteuer wäre deshalb
nicht nur im Sinne einer «Kostenwahr-
heit» (der Preis würde in etwa die reellen
Folgekosten des Benzinverbrauchs
widerspiegeln) sondern hätte für jeden
Bürger eine Reihe von Vorteilen:

- Zahlreiche Studien belegen, daß eine
10% Benzinpreiserhöhung eine 4%
Abnahme der Nachfrage bedeutet, d.h.
auch weniger Umweltbelastungen, eine
verstärkte Nutzung der öffentlichen

Transportmittel.

- Ein Zurückdrängen des Tanktourismus
in den Grenzortschaften unseres Landes
hätte einen positiven Einfluß auf die
Lebensqualität der Einwohner. Eine Ver-
minderung des Verkehrs allgemein
würde die Lebensqualität in Luxemburg
verbessern.

- Die Motoren- und Fahrzeugentwicklung
würde nachhaltig in Richtung effizientere
Fahrzeuge gehen und somit
auch wieder zu einer Kostenentlastung
führen.

- Der oft angeführte Stellenabbau in eini-
gen Bereichen kann durch die Schaffung
neuer Arbeitsplätze (öffentlicher Trans-
port,

 ausgeglichen oder gar überkom-
pensiert werden.

Einige Voraussetzungen sind allerdings
an diese Benzinpreiserhöhung gekop-
pelt:

- Die Preiserhöhung muß graduell auf
mehrere Jahre verteilt werden, so daß
sich der Verbraucher langsam der Ent-
wicklung anpassen kann. Ende dieser
Legislaturperiode sollte der Preis minde-
stens  Flux betragen und eine jährli-
che Erhöhung von etwa  Flux durch-
geführt werden .
- Ein  Anteil der Einnahmen
auf der Benzinsteuer muß zweckgebun-
den genutzt werden, d.h. er sollte in den
Ausbau der öffentlichen Verkehrsmittel,
für Fahrrad, Fußgängerplanung inve-
stiert  (siehe diesbezüglich auch
den Bereich
- Parallel dazu muß der Ausbau umwelt-
freundlicher Verkehrsmittel offensichtlich
erkennbar sein, damit die Bürger eine
Alternative zum Privatauto haben.

Eng Chance fir den Tram!
Sowohl die Arbeit von Prof. Knoflacher,
im Auftrag des Mouvement Ecologique
und Oeko-Fonds, als auch die 20 Millio-
nen teure Studie des Transportministeri-
ums und der Stadt Luxemburg, kommen
zu demselben Ergebnis: beim Vergleich
aller öffentlichen Verkehrsmittel schnei-
det die Stadtbahn am besten ab:

- Umfragen ergeben immer wieder, daß
ein Hauptargument für die Wahl eines
Verkehrsmittels die Reisegeschwindig-
keit ist. Im Vergleich zum Bus, der trotz
einiger Busspuren allzuoft mit dem
vidualverkehr im Stau steckt, bringt die
Trambahn auf eigens reservierter Trasse

eine deutliche Verbesserung.

- Im Vergleich zu einem Busnetz bringt
eine Stadtbahn eine deutliche Kapazi-
tätssteigerung. Ein Bussystem kann nie-
mals die Kapazität eines Tramsystems
erreichen; um eine gleich große Zahl von
Menschen zu befördern, bedürfte es
einer sehr hohen Zahl von Bussen, die
die Stadt mit hohen Abgasemissionen
belasten und sich letzten Endes selber
behindern würden.

- Bei einer Stadtbahn können die Perso-
nalkosten, die bei allen öffentlichen Ver-
kehrsystemen den Hauptausgabenpo-
sten bilden, in Grenzen gehalten wer-
den. In den Spitzenstunden brauchen
keine zusätzlichen Fahrer eingesetzt
werden, es genügt einen weiteren
Wagen an eine Tram anzuhängen, um
die notwendige Kapazität zu erreichen.
Personalabbau wäre mit der Einführung
einer Stadtbahn trotzdem nicht zu
befürchten. Zum  wird es auch mit
einer Stadtbahn immer noch Busse
geben, um kleinere Linien zu bedienen.
Zum ändern wird mit der Einführung
einer Stadtbahn der öffentliche Verkehr
insgesamt attraktiver, wodurch die Zahl
der Benutzer zunimmt, was sich wiede-
rum (den politischen Willen vorausge-
setzt) in einem weiteren Ausbau des
gesamten öffentlichen Verkehrs nieder-
schlagen würde.

- Ein weiteres wichtiges Argument für die
Stadtbahn ist schließlich ihre positive
urbanistische Wirkung und ihre hohe
Akzeptanz bei der Bevölkerung. Eine
Stadtbahn mit attraktiven, leicht zugäng-
lichen und gut sichtbaren Haltestellen,
mit bepflasterten Gleiskörpern oder
Rasengleis, wertet das Straßenbild auf
und ist wohl ein Hauptgrund dafür, daß
die Kunden eher einer Stadtbahn als
einer Metro den Vorzug geben, da letzte-
re die Straßenoberfläche dem Individual-
verkehr überläßt und den Fußgänger
unter die Erde verdrängt.

- Auch für den Großraum Luxemburg,
d.h. die Stadt und die umliegenden
Gemeinden, kann eine Stadtbahn, ähn-
lich dem Karlsruher Modell, unter Einbe-
ziehung der bestehenden Infrastrukturen
der Eisenbahn die Lage wesentlich ver-
bessern.

Alle diese Vorteile sprechen unmißver-
ständlich zugunsten einer Stadtbahn für
Städte der Größenordnung Luxemburgs
und seiner Region. Von entscheidender
Bedeutung ist, daß die Summe aller die-
ser Vorteile, eine Verbesserung der
Qualität des öffentlichen Transportes im
allgemeinen mit sich bringt. Viele Men-
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sehen meiden Busse und Bahnen, weil
diese sie nur von Bahnhof zu Bahnhof

 Die Benutzung der öffentlichen
Transportmittel zwischen Zielbahnhof
und Arbeitsplatz oder Einkaufsziel ist
aber durch die Langsamkeit und die
Unpünktlichkeit des hauptstädtischen
Busbetriebs sehr wenig attraktiv und ver-
leitet viele Menschen dazu, das Auto
vom Wohnort bis zum Arbeitsplatz zu
benutzen. Eine Stadtbahn würde also
nicht zuletzt die Attraktivität von Bahn
und RGTR-Bussen drastisch erhöhen.
Schließlich bleibt noch das für umweltbe-
wußte Menschen wohl wichtigste Argu-
ment: eine Stadtbahn, die auf einer
eigens für sie reservierten Trasse fährt,
nimmt dem Individualverkehr Straßen-
raum weg. Sie bedeutet damit einen gro-
ßen Schritt weiter für das Zurückdrängen
des Autos und für die Rückeroberung
des Straßenraums für die Menschen.

Gezie
Verke
Gezielte Maßnahmen zur
Verkehrsvermeidung und
Eindämmung des
Individualverkehrs

Statt der oben beschriebenen Doppel-
strategie bzw. einer Symptombekämp-
fung durch immer neue (Umgehungs-)
Straßen sollte die erste Priorität der Ver-
kehrspolitik in der Vermeidung und
dämmung des Individualverkehrs liegen.
Hierzu bieten sich eine Reihe von Maß-
nahmen an, die jedoch nur Erfolg haben
können, wenn sie mit aller Konsequenz
durchgeführt werden:

- Erfassung der Verkehrsströme am
Ursprungsort und Entwicklung konkreter
Konzepte zur Umorientierung dieses
Verkehrs (u.a. auf öffentliche Transport-
mittel);
- Einführung des Stundentaktes im gan-
zen Land;

- Festlegen konkreter Vorgaben für
Betriebe, auch für größere Geschäfts-
zentren, damit diese bestimmte Maßnah-
men zur Förderung der öffentlichen
Transportmittel treffen (z.B. Schaffen
finanzieller Anreize für Arbeitnehmer,
welche die öffentlichen Transportmittel
nutzen, bei größeren Betrieben Einrich-
tung einer separaten Buslinie). Die staat-
liche Subvention im Bereich der Wirt-
schaftsförderung könnte u.a. auch an
verkehrstechnische Auflagen gekoppelt
werden;
- Neufassung der derzeitigen steuerli-
chen Abschreibungsmöglichkeiten für
Arbeitnehmer beim Benutzen ihres
Wagens für die Fahrt zur Arbeit;
- keine Erteilung von Genehmigungen
für ein weiteres Parkplatzangebot im
städtischen Bereich sowie größerer Stra-
ßenprojekte im Hinblick auf eine
Erschwerung des Individualverkehrs;
- Schaffung eines fußgänger- und fahr-
radfreundlichen Umfeldes, u.a. auch
durch die Anbindung der geplanten
nationalen Freizeitpisten an das lokale
resp. regionale Netz, der Förderung des
Bike & Ride...

Ausbau und Valorisierung
des Eisenbahn-Netzes

Eine Eisenbahnlinie nach Saarbrücken
würde zudem einen deutlichen Schritt

 von der Autogesellschaft hin zu
einer umweltschonenderen Mobilität
bedeuten. Die Forderung nach einer
neuen Eisenbahnlinie nach Saarbrücken

 eine zusätzliche Bedeutung durch
die Tatsache, daß der Reisende von
Saarbrücken aus schnell den Bahnhof
Manheim erreichen kann, einen der Kno-
tenpunkte des deutschen Eisenbahnnet-
zes, besonders was den  den deut-
schen Hochgeschwindigkeitszug, betrifft.
Eine Eisenbahnverbindung nach Saar-
brücken würde auch die Bankenplätze

Frankfurt und Luxemburg näher zusam-
menrücken lassen. In diesem Zusam-

 drängt sich ebenfalls der Bau
eines  zwischen Bettemburg
und Luxemburg-Stadt auf.

Güterverkehr: Von der
Straße auf die Bahn

Im Hinblick auf die Entwicklung einer
gezielten Strategie zur Förderung des
Güterverkehrs sollte eine konsequente
Erfassung des Potentials in Luxemburg
erstellt werden. Gesetzliche Vorgaben
und Unterstützungsprogramme, u.a. für
Betriebe, die eine Umstellung von der
Straße auf die Bahn verwirklichen, soll-
ten ebenfalls geschaffen werden.

«Mei Strossen - mei

Neue Straßen lösen weder die aktuellen
Verkehrsprobleme, noch können sie zu
einer wirtschaftlichen Entwicklung einer
Region beitragen. Belege für diese Tat-
sachen finden sich in der Praxis (siehe
Situation in Strassen nach, dem Bau der
Autobahn) sowie in jedwegen Studien
zur landesplanerischen Entwicklung
einer Region.

Der Mouvement Ecologique spricht sich
deshalb weiterhin mit aller Deutlichkeit
gegen eine Verschwendung von Steuer-
geldern für den Bau neuer Autobahnen,
so z.B. der Nordstraße bzw. der Auto-
bahn Luxemburg - Saarbrücken aus:
diese Gelder könnten weitaus sinnvoller
für den Ausbau der öffentlichen Trans-
portmittel, den Rückbau von Straßen
sowie gezielte Fördermaßnahmen im
Norden des Landes selbst genutzt wer-
den.

Forderungen

des Mouvement
Ecologique

24. Trennung der ministeriellen Doppel-
Kompetenz für Bauten- bzw. Transport-
ministerium und technischer und perso-
neller Ausbau des Bereiches «öffentli-
cher Transport« des Transportministeri-
ums.

25. Progressive Erhöhung des Benzin-
und Dieselpreises durch die Einführung
einer Oeko-Steuer

26. Einführung einer modernen Stadt-
bahn für die Stadt Luxemburg und ihr
Umland.

27. Gezielte Maßnahmen zur Verkehrs-
vermeidung und Eindämmung des Indi-
vidualverkehrs.

28. Herbeiführen entscheidender Ver-
besserungen des Eisenbahnnetzes.

29. Entwicklung  gezielten Strate-
gie zur Förderung des Güterverkehrs.

30. Kein weiterer Bau von neuen Auto-
bahnen, wie der Nordstraße und der
Saarbrükker Autobahn.
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Die Stadtwerke Saarbrücken haben
am 17. April 1994 ihr neues Klima-
schutzprogramm vorgestellt. Das neue
Saarbrücker Konzept sieht nicht nur
eine 25 prozentige Reduzierung der
C02-Emissionen und den Ausstieg
aus Atomstromimporten vor, sondern
wird auch bewirken, daß bis das Jahr
2005 rund 50 Millionen  (1 Milliar-
de  an Brennstoffkosten einge-
spart und die Kaufkraft der Einwohner
der Stadt und des Umlandes insge-
samt um rund 40 Millionen  (800
Millionen Flux) zunehmen werden.

Weiterer positiver «Nebeneffekt» wird
der Ausbau eines stabilen Wirtschafts-
zweiges (Einspartechnologien, BHKW,
Erneuerbare  und insge-

samt ein Zuwachs der Arbeitskräfte
sein.

Die genannten Effekte (Kaufkraftge-
winne, Arbeitsplatzbeschaffung) wür-
den in Luxemburg noch weitaus günsti-
ger ausfallen, da Luxembug im Gegen-
satz zum Saarland keine Kohleförde-
rung haben und so durch den Rück-
gang in diesem Bereich keine Umsatz-
einbussen und Arbeitsplätze verlieren
würde.

Deshalb ist es auch aus rein wirtschaft-
lichen Überlegungen heraus (Abbau
des Handelsdefizites) notwendig, daß
im Energiebereich in der nächsten
Legislaturperiode die richtigen
Scheidungen getroffen werden
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LuxeLuxemburg - heimlicher
Atomstaat oder Staat mit
Eigenverantwortung

Der Anteil von Atomstrom im Luxembur-
ger Netz liegt derzeit schon bei etwas
unter 30%. Durch die Umstrukturierun-
gen bei der ARBED (erhöhter Strombe-
darf durch Elektrostahlwerke, Wegfall
der Eigenstromproduktion) und durch
Pläne eines Anschlußes der CEGEDEL
an Aubange (B) würde dieser Anteil auf
über 50% ansteigen. Wahrhaft ein
Dolchstoß in den Rücken der Luxembur-
ger Bevölkerung, die sich zu mehr als
80% gegen Cattenom ausgesprochen
hat - es gilt deshalb die zahlreichen
Möglichkeiten zur Umorientierung der
Energiepolitik konsequent zu nutzen
(siehe auch

Energiesteuer einführen

Die Energie/CO2-Steuer der Europäi-
schen Union wird kurzfristig auch in
unserem Land eingeführt.

Die Steuer sollte auf klassischen Ener-
gieträgern eingeführt werden (die erneu-
erbaren Energien werden nicht besteu-
ert), wobei auch zu einem gewissen
Anteil dem CO2-Gehalt der Energieträ-
ger Rechnung getragen werden soll
(Gas z.B. weniger besteuert werden soll
als Heizöl). Für den Atomstrom ist ein
Risikozuschlag zu erheben.

Wichtig für die weitere energiepolitische
und auch wirtschaftliche Zukunft Luxem-
burgs wird sein, daß die Gelder, die
durch diese Steuer erhoben werden
(mehrere Milliarden), sinnvoll und
tiv reinvestiert werden (die einzelnen Mit-
gliedsländer entscheiden autonom über
die «Affekation» der eingenommenen
Gelder).

Die Gelder aus der Ener-
giesteuer »gewinnbrin-
gend» reinvestieren»

Hierbei sind neben grundsätzlichen Fra-
gen der Umverteilung (siehe Wirtschafts-
bereich) folgende Zielsetzungen zu
beachten:

- Finanzierung (oder besser Vorfinanzie-
rung) der Bausteine für eine andere
Energiepolitik.
- Finanzielle Kompensierung für die Dritt-

weltländer, als Entschädigung für unsere
Nutzung der Emissionsquoten, die die-
sen Ländern (im Falle einer gerechten
Verteilung der «zulässigen» Umweltbe-
lastung) eigentlich zustehenden würden

- Reduktion der indirekten Steuerlast
(insbesonders auf Arbeit) sowie Kom-
pensationen Härtefälle.

Kilowattstunden statt
arbeitslos machen

Menschen

Für ein «brennstoffloses» Land wie
Luxemburg ist es prioritär, die Brenn-
stoffkosten durch Investitionen in intelli-
gente Technik einzusparen (verbunden
mit einer entsprechenden Schaffung von
Arbeitsplätzen). Folgende Bausteine für
eine andere Energiepolitik bieten sich
an:

,'- Altbausanierung: als größtes CO2-
Einsparpotential Luxemburgs und als
Ausweg aus der derzeitigen «Krise» in
der Baubranche.

In Luxemburg gibt es rund 120.000 Alt-
bauwohnungen. Der energetische
Zustand dieser Wohnungen wird maß-
geblich die CO2-Emissionen Luxem-
burgs im Jahre 2010 bestimmen. Ange-
sichts des aktuellen Zustandes dieser
Wohnungen gibt es hier große techni-
sche und auch wirtschaftliche Einsparpo-
tentiale.

Eine gezielte staatliche Energiepolitik
müßte deren Sanierung sichern und
einen Abbau der bestehenden Hinder-
nisse gewährleisten (Informationsdefizit
bei den Besitzern von Häusern, aber
auch bei Architekten, Ingenieuren und
Handwerk, Mieter-Besitzer-Probleme,
«cash-flow»-Probleme). Die Schaffung
von unabhängigen Energieberatungs-
stellen bzw. ein Sanierungsfond, in dem
Gelder aus dem Banken- und Versiche-
rungswesen langfristig zinsgünstig zur
Verfügung gestellt werden, wären sinn-
volle Instrumente zum Abbau dieser Pro-
bleme. Ein solcher Fonds würde zudem
über Jahre hinweg einen Motor für die
Beschäftigung im Bauwesen darstellen.

Es versteht sich von selbst, daß die
Regierung hierbei eine Vorbildfunktion
zu erfüllen hat.

- Stromeinsparungsprogramme:
 statt MEGAWATT:

Der derzeit jährlich steigende Zuwachs
von Strom ist eine wesentliche Erklärung
dafür, warum die luxemburger CO2-
Emissionen zunehmen. Stromzuwachs
ist nicht gottgegeben, sondern ist durch
politisches Nichtstun bedingt. Die
Schweiz und die Niederlande werden

ihre Stromzuwächse bis 2000 stabilisie-
ren. Auch das neue Saarbrücker Kon-
zept zeigt, daß bei entsprechenden
Maßnahmen, der Stromverbrauch stabili-
siert und anschließend gesenkt werden
kann. Dazu sind allerdings innovative
Einsparmaßnahmen (Contracting,
Direktinstallationsprogramme,...) für alle
Bereiche - Haushalte, Gewerbe und
Dienstleistungsbereich, Industriebereich
- notwendig, die es seitens des Energie-
ministeriums in der nächsten Legislatur-
periode zu gewährleisten gilt.

Eigen
durch
Eigenstromproduktion
durch
werke

Eine im Mai 1994 veröffentlichte Studie,
die im Auftrag des Energieministeriums
durchgeführt wurde, kommt zum Schluß,
daß Gas- und Dampf-Turbinen-Heiz-
kraftwerke in Luxemburg sowohl tech-
nisch (2 Standorte in direkter Nähe zur

 als auch finanziell machbar
sind.

 schaffen!
Die Gas-Einzelheizung ist out! Die Nah-
wärme ist in!

Damit wir uns nicht falsch verstehen: die
in dieser Legislaturperiode realisierte
Erschließung des Nordens und des
Ostens des Landes mit großen Gas-
Pipelines ist eine Voraussetzung für eine
ökologische Energiepolitik. Allerdings
nur, wenn das Gas aus diesen Leitungen
prioritär für die kombinierte Produktion
von Wärme und Strom in sogenannten
Blockheizkraftwerken genutzt wird! Alle
durchdachten Energiekonzepte (Däne-
mark, Saarbrücken) kommen zum
Schluß, daß der konsequente Aufbau
von Nahwärmenetzen ein absolutes

 auf dem Weg zum Klimaschutz
darstellt. Denn nur so kann sichergestellt
werden, daß die überschüssige Wärme
aus der Stromproduktion überhaupt
genutzt werden kann. Das Argument,
daß der Aufbau von Nahwärmenetzen
(insbesonders in weniger dicht bebauten
Zonen) zu teuer wäre, ist durch die däni-
sche Politik der letzten Jahre widerlegt
worden. Eine konsequente Planung und
die Entwicklung von neuen Verlegetech-
niken (komplett isolierte Nahwärmerohre
aus Plastik am laufenden Meter) haben
einen Anteil von mehr als 50% Nahwär-
me in Dänemark (Luxemburg weniger
als 1%) möglich gemacht. Ein Umden-
ken sowohl bei den Gemeinden (insbe-
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sonders bei SUDGAZ und der Stadt
Luxemburg), aber auch beim STAAT
(LUXGAS) ist dringend notwendig, wenn
nicht weiterhin enorme CO2-Einsparpo-
tentiale verloren gehen sollen. Die Stadt
Saarbrücken plant in naher Zukunft 100
Blockheizkraftwerke, nur auf ihrem
Hoheitsgebiet! Die Garantiepreise für
Strom aus  die in Luxemburg
durch ein neues großherzogliches
Reglement eingeführt worden sind,
schaffen auch in Luxemburg bessere
Ausgangsbedingungen für den Einsatz
dieser Technik. Zusätzlich sind jedoch
konsequente Förderprogramme notwen-
dig (Dänemarks Regierung bezuschußt
den Bau von Nähwärmenetzen mit
40%).

Der Sonne auch in
burg zum Durchbruch
verhelfen!

Es genügt nicht, die eine oder andere
Demonstrationsanlage (z.B. im Bereich
der Photovoltatik) zu bauen, wenn nicht
auch gleichzeitig ein «Markteinführungs-
programm» durchgeführt wird. Dieses
soll sicherstellen, daß die Rahmenbedin-
gungen (Information, finanzielle

 so gestaltet sind, daß
diese Techniken sich auch im großen
Stil auf dem Markt durchsetzen.

Wir brauchen in Luxemburg ein gezieltes
Programm insbesonders im Bereich der
Nutzung von Solarkollektoren zur Warm-
wasserbereitung, das alle Objekte für
diese Anwendung (Campingplätze,
Hotels, Schwimmbäder, Sportanlagen,
Krankenhäuser,  be-
greift. Auch die Windenergie sollte über
die Alibi-Funktion (für das «Image» von
CEGEDEL  hinaus gezielt
gefördert werden.

Den Konzessionsvertrag
der CEGEDEL umändern!

Eine andere Energiepolitik wird nur mög-
lich werden, durch ein mehr an Transpa-
renz und an Demokratie in der Energie-
politik. Deshalb muß die Rolle des Staa-
tes und insbesonders des Energiemini-
sterium innerhalb der Strukturen (CEGE-
DEL, Agence de l'Energie, LUXGAS,
LUXENERGIE,...) neu definiert werden.
Da der Konzessionsvertrag der CEGE-
DEL in dieser Legislaturperiode ausläuft,
besteht die einmalige Chance, den
Umbau dieses wichtigen Unternehmens
einzuleiten. Der derzeitige Konzessions-
vertrag verpflichtet die CEGEDEL aus-
schließlich zur sicheren und billigeren
Stromversorgung. Diese Orientierung
entspricht nicht mehr den Zielen, die sich
die Regierung mit dem neuen Energie-
gesetz gegeben hat (C02-Reduktion,
Reduktion der Atomstromimporte). Die
CEGEDEL (staatliche Beteiligung 40%)
muß von einem reinen Stromverkäufer,
der an einem immer größeren Stromver-
kauf und Umweltverschmutzung Geld
verdient, zu einem modernen Energie-
dienstleistungs-Unternehmen umgebaut
werden. Dabei muß insbesonders
sichergestellt werden, daß durch eine
Adaptation der Tarifgestaltung die Mög-
lichkeit geschaffen wird, daß die CEGE-
DEL durch Stromeinsparungen Geld ver-
dienen kann. Moderne Stromversorger
übernehmen das Einsparen von Energie
in ihre Betriebsphilosophie und entwic-
keln sogenannte «Negawatt-Program-

- Verschenken von Energiesparlampen
an ihre Privatkunden (z.B. Stadtwerke
Saarbrücken) oder Prämien für den Kauf
von besonders energiesparenden Haus-
haltsgeräten (RWE in Deutschland);
- Contracting-Angebote für Industrie und

andere Großverbraucher (Supermärkte,
Handwerk); der Stromkonzern unter-
sucht die Einsparmöglichkeiten bei
einem Unternehmer und übernimmt die
Planung und Finanzierung von Einspar-
technologien. Der Unternehmer zahlt mit
der monatlichen Stromrechnung die
Raten für die vom Stromkonzern
gemachten Investitionen.

Luxemburg unter Hoch-
spannung

Die CEGEDEL will in den nächsten 5
Jahren 3 Milliarden Franken in den Bau
von insgesamt 10 neuen Hochspan-
nungsleitungen investieren. Die Planung
dieser Infrastrukturen basiert auf über-
hohlten Annahmen (steter Zuwachs von
Strom, keine Eigenstromproduktion in
Luxemburg) und berücksichtigt die Aus-
richtung des neuen Energiegesetzes
nicht. Siese Leitungen machen weder
energiepolitisch Sinn noch sind sie aus
der Sicht einer effizienten Gesundheits-
und Umweltpolitik zu
lich ist auch die mangelnde Transparenz
bei dieser Entscheidung (welche Rolle
spielen die staatlichen Vertreter im

 Die Regie-
rung sollte schlußendlich ihre Verantwor-
tung übernehmen und eine von der
CEGEDEL unabhängige Studie über die
Verwendung der 3 Milliarden (geplante
Investition in Hochspannungsleitungen),
z.B. in die dezentrale Energieproduktion
und Stromeinsparungsprogramme,
erstellen lassen: Die Resultate dieser
Studie sollten demokratisch diskutiert
und anschließend als Grundlage für die
Entscheidungen des Staates bei der
CEGEDEL gelten.

Ziel ist die Reduktion von CO2-Emis-
sionen sowie den Ausstieg aus der
Atomkraft.

 Einführung einer Energiesteuer.

32. Einsparen von Energie.

33. Revision des
 der CEGEDEL

34.  einer eigenständigen, ökolo-
gisch durchdachten Energieproduktion.

35. Aufbau einer rationellen Energiepro-
duktion auf Basis von Wärme-Kraft-
Kopplung.

36. Kein Anschluß Luxemburgs an das
belgische Atomstromnetz und Cattenom
(400.000 Volt-Leitung
ge)
37. Moratorium für den Bau neuer Hoch-
spannungsleitungen.

Forderungen
des
Ecologique


